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mit dem Ausdruck Ihrer besonderen Besorgnis über die 
fortschreitende Verscblechtenmg der Lebensbedingungen in 
den Entwicklungslllndem und die damit verbundenen nachtei
ligen Auswirkungen auf die uneingeschriinkte Ausllbung der 
Menschenrechte und insbesondere über die sehr ernste WIrt
schaftsIage des afrikanischen Kontinents und die katastropha
len Auswirkungen, welche die schwere Last der 
Auslandsverscbuldung fIIr die Völker Afrikas, Asiens sowie 
Lateinamerikas und der Karibik mit sich bringt, 

mit dem erneuten Ausdruck Ihrer tiefen tJberzeugrlng, daß 
alle Menschenrechte und Grundfreiheiten unteilbar sind, 
einander bedingen und miteinander verknilpft sind und daß die 
Verwirklichung, die F!lrderung und der Schutz der bi1rgerli
chen und politischen Rechte sowie der wirtscbaftIiche 
sozialen und kulturellen Rechte gleiche Aufmerksamkeit und 
dringliche Beachtung erhalten ilollen, 

zutiefst Uberzeugt davon, daß die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung und die Menschenrechte heute mehr dann 
je einander ergänzen und zu ein und demselben Ziel ftIhren, 
nlImlich zur Wahrung des Friedens und der Gerechtigkeit unter 
den Nationen als Grundlage der Menscbheitsideale der Freiheit 
und des Wohlergehens, 

erneut erkllJrend, daß die Zusammenarbeit zwischen allen 
Nationen auf der Grundlage der Achtung der Unabbiingigkeit, 
Souveränität und territorialen Unversebrtheit eines jeden 
Staates, einschließlich des Rechts eines jeden Volkes auf freie 
Wahl seines sozioökonomlschen und politischen Systems, von 
wesentlicher Bedeutung fIIr die Förderung des Friedens und 
der Entwicklung ist, 

sowie erneut erklilrend, wie wichtig die bedingungslose 
internationale Zusammenarbeit fIIr die Verwirklichung des 
Rechts auf Entwicklung ist, 

die Al(ffasSll1lg vertretend, daß die von den Entwicklungs
ländern selbst unternommenen Entwicklungsanstrengungen 
durch einen verstäxkten RessourcenzufluB und durch konkrete 
Maßnahmen unterstll1zt werden sollten, die geeignet sind, ein 
der Entwicklung förderliches äußeres Umfeld zu schaffen, 

1. ersucht die Menschenrechtskommission erneut, ihre 
laufenden Arbeiten an einer Gesamtanalyse mit dem Ziel der 
weiteren Förderung und Festigung der Menschenrechte und 
Gnutdfteiheiten fortzusetzen, sich dabei auch weiterhin mit der 
Frage des Programms und der Atbeitsmethoden der Kommis
sion auseinanderzusetzen und darüber hinans ihre laufenden 
Arbeiten an der Gesamtanalyse anderer AnsIitze sowie Mittel 
und Wege zur besserea GewIlhrleistung der effekliven Aus
Übung der Menschenrechte und Grundfteiheiten im Einklang 
mit den in der Resolution 321130 der Generalversammlung 
dargelegten Bestimmungen und Gedanken fortzufllhren: 

2. erkliirt, daß es eines der obersten Ziele der interna
tiona1ea znsanunenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 
ist, allen Völkern und jedem einzelnen Menschen ein Leben in 
Freiheit, Wßtde und Frieden zu ermöglichen, daß alle Men
schenrechte und Grundfreiheiten unteilbar und miteinander 
verknüpft sind und daß die Fßtdetung und der Schutz einer 
Kategorie von Rechten die Staaten niemals der Verpflichtung 
zur Förderung und zum Schutz der anderea Rechte entheben 
oder entbinden dllrfen; 

3. stellt/est, daß die im Juni 1993 in Wien abgehaltene 
Weltkonferenz über Menschenrechte die Situationen und Hin-

dernisse, die sich der uneingeschränkten Ausnhung der Men
schenrechte entgegenstellen, aufgezeigt hat; 

4. erk1il.rt erneut, daß das Recht auf Entwicklung ein 
unvetiIußerliches Menschenrecht ist; 

s. erk1iI.rt t/l4JIerr/em erneut, daß der Weltfrieden und die 
internationale Sicherheit entscheidende Faktoren fIIr die volle 
Verwirklichung des Rechts auf Entwicklung sind; 

6. hlllt es ftlr notwendig, daß alle Mitgliedstaaten die 
internationale Zusammenarbeit auf der Grundlage der Achtung 
der Unabftllnglgkeit, SouvedInltiit und territoria1en Unversehrt
heit eines jeden Staates, einschließlich des Rechts eines jeden 
Volkes auf freie Wahl seines sozioökonomischen und politi
schen Systems, fördern, um internationale Probleme wirt
schaftlicher, sozialer und humanitllter Art ZU lösen; 

7. fordert alle Staaten nochdrtJcklich mif, mit der 
Menschenrecbtskommission bei der Förderung und beim 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten zusammen
zuarbeiten; 

8. beschließt, daß bei der Austicbtnng der kllnftigen 
Arbeit des Systems der Vereinten Nationen in Menschen
rechtsfragen der Inhalt der ErkJiirung ßbet das Recht auf 
Entwicklung und die Notwendigkeit ihrer Verwitklichung 
beracksichtigt werdea sollen; 

9. beschließt t/l4JIerdem, diese Frage auf ihrer einund
filDfzigsten 'Thgung zu behandeln. 

94. Plel/lJ1"8ltvUlg 
23. De:.ember 1994 

491187. Ausbau der ÖffentlIchkeitsarbeit auf dem Gebiet 
der MenscheDncl1te 

Die GeneralveT8Q1ll1llJung, 

erneut erk1iirend, daß Aklivitäten zur AufklIIrung der 
Öffentlichkeit auf dem Gebiet der Menschentecbte fIIr die Ver
wirk1ichung der in Artikel 1 Absatz 3 der Charta der Vereinten 
Nationen niedergelegten Ziele der Vereinten Nationen von 
wesent1icher Dedeuhmg sind und daß sorgfIiltig konzipierte 
Unterrichts-, Bildungs- und Informationsprogramme fIIr die 
HerbeifOlmmg einer dauerhaften Achtung vor den Menschen
rechten und Grundfteibeiten unerläßlich sind, 

unter Hinweis auf die von der Generalversammluag und 
der Menschen:rechtskommissicn verabschiedeten einschlligigen 
Resolutionen, 

inAllerkennung der Katalysatorwitlmng, die Initiativen der 
Vereiotea Nationen auf die nations1e und regionale Öffent1ich
keitsarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte ausßben, 

sowie in Anerkennung der wertvollen Rolle, die niehlstaat
liehe Organisationen bei diesea Bemllhungen spielen können, 

die AII/fasSll1lg vertretend, daß die Weltinformations
knmpsgne ßbet die Menschentecbte eine wertvolle ErgIinzung 
der Tätigkeit der Vereinten Nationen zur weiteren F!lrderung 
und zum weiteren Schutz der Menschenrechte darstellt, und 
datan erinnernd, welche Bedeutung die Weltkonferenz ßbet 
Menschenrechte der StIh1amg der Kampagne beige'" 11 n hat, 

mit Genugtuung ßbet die Ernennung des Hohen Kommis
sars der Vereinten Nationen fIIr Menschenrechte, dem unter 
anderem die Aufgabe lIbertragen wurde, die einschlllgigm Bi!-



GeneraI"',",ii1ii1Inng-Neummd.lotzlpte~ 

dungs- und AufkIlirungsprogramme der Vereinten Nationen 
auf dem Gebiet der Menschenrechte im Einklang mit Resolu
tion 481141 der GeneralveJ:SllDUll!ung vom 20. Dezember 1993 
ZU koordinieren, 

anerXennentJ, daß die Sekretariats-Hauptabteilung Presse 
und Information gemiiB Resolution 48144 B der Generalver
sammlung vom 10. Dezember 1993 die zustilndige SteIle ftIr 
die Ausarbeitung, Koordinienmg und Harmonisienmg der 
Politik und der Tätigkeiten der Vereinten Nationen auf dem 
OehIet der lofonnation ist, 

I. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des 
Generalsekretärs Ober den Ausbau der Öffendicbkeltsarbeit auf 
dem OehIet der Menschenrechte, namentlich auch die Welt
informat;onsknmpagne Ober die Menschenrechte14"; 

2. weifJ die Maßnahmen zu wIlnIigen, welche die 
Hauptabteilung Presse und lnformation und das Sekretariats
Zenttnm ftIr Menschenrechte unternommen haben, um in Zu
sammenarbeit mit regionalen, nationalen und lokalen Organi
sationen sowie mit den Regierungen die weitere Herstellung 
und wirksame Verbreitung von InfonnationsmaterialOber die 
Menschenrechte zu gewährleisten; 

3. stellt mit Genugtuung fest, daß die Hauptabteilung 
Presse und lofonnation und das Zentrum ftIr Menschenrechte 
die Erkliirung und das Aktionsprogramm von WIen, die am 
25. Juni 1993 von der We1tkonferenz aber Menschenrechte 
verabschiedet wurden", sowie Informationen Ober die dannch 
ergliffenen AnschIußmaBnabmen verbreiten; 

4. eraucht das Zenttnm ftIr Menschenrechte, in Zu
sammenarbeit mit der HauptabteiIung Presse und Information 
seine umfaSS/rode 'ÜherprIJfung des Informations- und Publika
tionsprogramms auf dem OehIet der Menschenrechte abzu
scbließen, insbesondere auch die Ausarbeitung einer neuen 
lofmmatiODSS1Iategie, und die Wuksamkeit dieses Programms 
zu bewerten, und ermutigt das Zentrum, seine BemOhungen 
um die Stmffimg und klarere Ausrichtung seines Publikations
programms fortzusetzen; 

5. ermutigt das Zentrum ftIr Menschenrechte, auch 
weiterhin AusbiIdungsIchrglinge und -material, namentlich 
auch ftIr Fachleute bestimmte Aushildtmgshandhilcher, auszu
arbeiten und als Belltandteil der tecbnisc1ten HiIüprojekte 
Infonnationsmat Ober die Menschenrechte zu verweilen; 

6. begrllßt die Anstrengungen, welche die Haupt
abteilung Presse und loformation und das Zentrum ftIr Men
schenrechte unternehmen, um lofonnationen aber die Men
!ichenrechte auf elektronischem Weg zu verbreiten, namentlich 
auch mit HiIfe des Bibll.ographillchen lofonnatiOJl55)'StemS der 
Vereinten Nationen; 

7. stellt fest, daß das Zentrum ftIr Menschenrechte eine 
Datenbank ZU! Fön1enmg aller Aspekte der Menschenrechte 
geschaffen hat; 

8. legt der HauptabteiIung Presse und lnformation 
eindringUch nohe, sich auch weiterhin der loformatimw.entren 
der Vereinten Nationen zu bedienen, damit grundlegendes 
lofonnatioll5- und Nach5chlageroateriaI aber die Menschen-
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techIe und Grundfreiheiten namentlich auch die aufgnmd der 
Men!ichenrecbmllbereinkflnf vorgelegten Berichte der 
VertragstlI8aten in ihtem jeweiligen T/itigkei1srnnm rech1zeitig 
ZU! Verteilung ge1angt, und zu diesem Zweck sicherzustellen, 
daß die loformationszentren der Vereinten Nationen Ober 
ausreichende Mengen dieser Unterlagen verfIlgen; 

9. eraucht die HauptabteiIung Presse und Information, 
aoch weiterhin von den ftIr diesen Zweck ZU! Verfilgong 
atelnmden MitteIn Gebrauch zu machen, um audiovlsuellell 
MateriaIOber Menschenrechmfmgen herzu5tellen; 

10. eraucht den Generalsekretllr, sich bei der Durch
fObrung der Weltinfonnatiooskampagne Ober die Men
scheDIechle, namentlich auch bei der Verbreitung von Jnfor.. 
matiOlWDllterialOber die Menschenrechte, soweit wie möglich 
die Zusammenarbeit mit den nichtstaatlichen Organisationen 
zunutze zu machen; 

11. legt a1Ien Mitgliedstaaten nohe, besondere .ADBtren
gungen zu unternehmen, um die Tätigkeit der Vereinten 
Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte bekannt zu ma
chen und ihre Ummtmaelnmg zu erleichtern und zu fördern, 
so auch dmch die UnlelIItiItzung der Informationszentren der 
Vereinten Nationen, und der Verbreitung der Allgemeinen Er
kIlinmg der Men5chenrechte", der lntemationaien Menschen
rechmpakte17 und anderer intematiooaier Recbtsal<te sowie der 
Berichte anfgrund der Mensclnmtecbmllbereinkflnf in ihren 
jeweiligen Landes- und Lokalsprachen Vorrang einzuräumen 
und AufkIlIrungs- und InfonnatioD5arbeit dariIher zu leimen, 
wie die in diesen Dokumenten niedergelegten Rechte und 
Freiheiten in der Praxis wahrgenommen werden können; 

12. untersllll:r.t die in AbIichnitt ll.D der Erkllinmg und des 
Aktionsprogmmms von Wien enthaltene Empfehbmg, wonach 
die Mitgliedstnnten spezielle Programme und Strategien 
entwickcln sollen, um eine möglichst umfassende Menschen
rechtse!:7.iehug und eine eotsprechende Öffentlichkeitsarbeit 
unter besonderer Berllcksichtigung der MenschenrechtII
anliegen der Ftauen sicherzuatellen, und ermutigt die Mitglied
staaten, bei der Aufstellung einzeIstaatlicher Aktionspillne ZU! 
Förderung und zum Schutz der Men!ichenrechte darin auch 
hreitangeIegte Bildungs- und lofonnationsprogtamme Ober die 
Menschenrechle aufzunehmen; 

13. fordert den HoInm Krunmissar der Vereinten Nationen 
ftIr 'Menschenrechte mif, die Informationsstrategien des 
SyatemF der Vereinten Nationen auf dem OehIet der Men-
5Chen!echte zu koordinieren und zu harmonisieren; 

14. fordert das Zentrum ftIr Men!ichenrechte mif, die 
Sacharbeit der Weltinfotmationskampagne Ober die Men
schenrechte gemiiB den Aowelsungen der Generalversamm
lung und der Menschenrech7skommission zu koordinieren und 
bei der Konzeption und DurchfOhnmg der Aktivitäten der 
Kampagne aI5 VerhlndungssteIIe zu den Regierungen, regi0na
len und nationalen ln5titutionen, nichtstaatliclnm Organisatio
nen und interessierten Binzelpersonen zu fungieren; 

15. fordertdieHaoptabteilungPresseundInfonnationmif, 
die im Rahmen der Kampagne dmchgefllhrte Öffentlichlalits
arheit zu koordinieren und in ihre! Eigenschaft als Sekretariat 
des Gemeinsamen Infonnationsan ssc1tusses der Vereinten 
Nationen koonlinlerte, systemweile Informationstl!tigkeiten 
auf dem Gehiet der MeDFChenrechle zu fön:Iem; 
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16. betont, daß es notwendig ist, daß das Zentrum fiIr 
Menschen=hte und die Hauptabteilung Presse und Informa
tion bei der Verwirklichung der fiIr die Kampagne gesetzten 
Ziele eng zusammenarbeite und daß die Vereinten Nationen 
ihre Tätigkeiten auf dem Gebiet der Menschemechte mit denen 
anderer Organisationen abstimmen, namentlich mit dem 
Intematiooaleo Komitee vom Roten Kreuz, was die Ver
breitung von Informationen lIber das hlllDanitäre Völkerrecht 
betrifft, und mit der Organisation der Vereinten Nationen fiIr 
Erziehung, WJSSeDSChaft und Kultur, was die Menschen
rechtseJziehung angeht; 

17. ersucht den Generalsekretlir, der Generalversammlung 
auf ihrer einundfllnfzigsten Thgung zur PrDfung unter dem 
Punkt "Menschenrechtsfragen" einen umfassenden Bericht 
lIber die Durchfllhnmg dieser Resolution vorzulegen. 

94. Plenarsltvmg 
23. Dezember 1994 

491188. BeseitIgung aller Formen rellg111ser Jntoleranz 

DIe Generalversammlung. 

unter Hinweis darauf. daß sich alle Staaten nach der Charta 
der Vereinten Nationen verpflichtet haben, die allgemeine 
AchJung und Binha1tung der M!:nschenrecbte und Grund
freiheiten fiIr alle ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, 
Sprache oder Religion zu fiIrdern und zu festigen, 

In Anerkennung desaen, daß sich diese Rechte aus der 
angeborenen Würde der menschlichen Person herleiten, 

mit Genugtuung über die allgemeine Bemerkung des 
Menschenrechtsausschusses'46 zu Artikel 18 des Intematio
oaleo Paktes über bürgerliche und politische Rechte"s. 

betonend, daß das Recht auf Gedanken-, Gewissens-. 
Religions- und Weltanachauungsfreiheit von weitreichender 
und maßgebender Bedentnng ist und daß dieses Recht die 
Gedankenfreiheit in allen Angelegenheiten, die persönlichen 
Überzeugungen und das Bekenntnis zu einer Religion oder 
Weltanachauung mit einschließt, gleichviel oh a1Iein oder in 
Oemeinsc1utft mit anderen, 

unter Hinweis auf Artikel 18 des Internationalen Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte, 

erneut erkllirend, daß die Diskriminierung von Menschen 
aufgnmd der Religion oder der Weltanachauung einen Affront 
gegen die Menschenwllrde und eine Verleugnung der Grund
sI!Ize der Charta darstellt, 

In Bek:r4ftigung ihrer Resolution 36/55 vom 25. November 
1981. mit der sie die ErkIlirungllber die Beseitigung aller 
Formen von Intoleranz und Diskriminierung aufgnmd der 
Religion oder der Überzeugung verkilndet hat, 

unter Hinweis auf ihre Resolution 48/128 vom 20. De
zember 1993, in der sie die Menschenrecbts\rommission 
ersucht hat, sich weiterhin mit MaBnaltmen zur Verwirkli
chung der ErkIlirung zu befassen, 

sowie Kenntnis 1IIlhmend von der Resolution 1994118 der 
Menscbenrechtskmnmission vom 25. Februar 199432

, 

,<6 OjJWßlIes ProtokoU im ~. AchtundvIenJgsto 
Tagung. BellDge 40 (A/4&'40), Anbmlg VI. 

In Bek:r4ftigung des Aufrufs der Weltkonferenz lIber Men
schenrechte an alle Regierung8n, in ErfflIIung ihrer interna
tiona\en Verpflichtungen und unter gebllhrender Berücksichti
gung ihrer jeweiligen Rechtsordnung alle geeigneten Maß.. 
naItmen zu eIgteifen, um der Intoleranz und damit Z!!SI!mmen
hängender Gewalt aufgrund der Religion oder der Welt
anschauung, einschließlich Praktiken der Diskriminierung von 
Frauen und der Bntweihung religiöser StlItten, entgegen
zuwirken. in Anerkennung desaen, daß jeder Mensch das 
Recht auf GedanIren-, Gewissens-, Meinungs- und Religions
freiheit hat, 

unter Hinweis auf die Resolution 1992117 der Menschen
rechtskmnmission vom 21. Februar 1992"'. in der die K0mmis
sion beschlossen hat, das Mandat des Souderberichterstatters 
um drei Jahte zu verlIIngern, der ernannt wurde, um mit den 
Bestimmungen der genannten Erklllrong unVeIeinbare VorfIIIIe 
und staatliche Maßnahmen in a1Ien 'Thi1en der Welt ZU untersu
chen und gegebenenfalls Ahhilfemaßnahmen ZU empfehlen, 
sowie unter Hinweis auf den Beschluß 1992/226 des 
Wrrtschafts- und Sozialrats vom 20. Juli 1992, . 

mit dem Arifnif an alle Regierungen. mit dem Sonderbe
richterstatter der Menschenrechtskommission, Ahdelfattah 
Amor. zusammenzuarbeiten, um ihto die uneingeschriinkte 
Wahrnehmung seines Mandats zu ermöglichen. 

In Anerkennung dessen. daß die Aufklärungs- und Öffent
lichkeitsarbeit der Vereinten Nationen zu Fragen der 
Religions- und WeltaoscbalDlDgsfreiheit verstärkt werden 
sollte und daß sowohl den Staaten als auch den nicbtstaatlichen 
Organisationen dabei eine wichtige Rolle zufIlI1t, 

betonend, daß nicbtstaatUchen Organisationen und religiö
sen Körperschaften und Gruppen auf allen Ebenen bei der 
Förderung der Toleranz und heim Schutz der Religions- und 
WeltaDscba .. ungsfreiheit eine wichtige Rolle zukommt, 

im BewqfJtsein der Bedentung der Erziehung fiIr die 
Gewährleistung von Toleranz in Fragen der Religion und der 
Weltanschmrong, 

mit Genugtuung darilber. daß im RaItmen der Aktivitäten, 
die während des Jahres der Toleranz unter der FederfOhrung 
der Organisation der Vereinten Nationen fiIr Erziehung, WIS
senschaft und Kultur durchgefllhtt werden sollen, auch 
Veranstaltungen vorgesehen sind, in denen es um Toleranz 
und religiöse Vielfalt geht, 

hlJchst beunruhigt darilber, daß es in vielen 'ThiIen der Welt 
zu ernsten FliIlen von Intoleranz und Diskriminierung auf
grund der Religion oder Weltanschauung. einschließlich 
Gewalthandlungen, kommt, 

z,utJeftt besorgt darilber. daß, wie es im Bericht des Sonder
herichtmstatteIs heißt, zu den aus religiösen GrlInden ver
letzten Rechten unter anderem das Recht auf Lehen gehört, 
fernCr das Recht auf körperliche Unversehrtheit und persönli
che Freiheit und Sicherheit, das Recht der freien Meinungs
äußerung, das Recht, nicht der Folter oder einer anderen, gtIIIl
samen, llDm ensclilichen oder emiedrigenden BehMdlllDg oder 
Strafe unterworfen zu werden, und das Recht, nicht wilIkiIrlich 
festgenommen oder inhaftiert zu werden'47, 
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